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Externe Kosten
des Flugverkehrs

Gemäss dem Artikel «Die 13-Milliar-
den-Franken-Frage» (NZZ 5. 10. 21)
wäre zu wünschen, dass jeder Verkehrs-
teilnehmer die ganzen Kosten trägt, die
er verursacht. Die bisher ungedeckten,
externen Kosten des terrestrischen Ver-
kehrs belaufen sich gemäss NZZ auf 13
Milliarden Franken jährlich. Dazu fol-
gende Ergänzungen: In der Schweiz zu-
gelassene Neuwagen haben einen höhe-
ren CO2-Ausstoss als in jedem Land der
EU. Es erstaunt deshalb nicht, dass laut
NZZ unsere CO2-Emissionen im Ver-
kehr noch immer ähnlich hoch sind wie
1990. Ein gewichtiger Player wurde zu-
dem nicht erwähnt: der Luftverkehr.
Seine ungedeckten Klimakosten belau-
fen sich laut NZZ vom 22. 5. 2019 auf 1,6
Milliarden Franken jährlich. Doch seit-
her ist der Preis einer Tonne CO2 stark
angestiegen, laut Bundesamt für Raum-
planung auf 136 Franken pro Tonne.
2019 waren die weltweit günstigsten
CO2-Kompensationen noch für 23 Euro
pro Tonne CO2 zu haben. Hinzu kom-
men noch die Gesundheitskosten des
Fluglärms und die Wertverminderung
der überflogenen Immobilien. Und
schliesslich bezahlt die Flugwirtschaft
weder Treibstoff- noch Mehrwertsteuer.

Hans Göschke, Binningen

«Wird das Recht
überdehnt?»

Fast die Hälfte der Schweizer Bevöl-
kerung will sich partout nicht impfen
lassen. Der Grund ist wohl kaum die
«Angst vor dem Stich», vielmehr gibt
es zwei gute Gründe für eine Verweige-
rung: Erstens hat keiner der Impfstoffe
die geforderten Langzeittests durchlau-
fen. Allfällige Langzeitschäden sind so-
mit unbekannt und werden – was wir
alle nicht hoffen – erst in Jahren auftre-
ten. Zweitens lehnen die Hersteller eine
Produkthaftung ab – nicht sehr vertrau-
ensfördernd. Da nützen weder Anreize
noch Druckmittel. Wie Ihre Zeitung
richtig feststellt, sollte sich der Bun-
desrat allmählich mit der juristischen
Aufarbeitung befassen (NZZ 5. 10. 21).
Etwas provokativ zusammengefasst: Je
tiefer die Impfbereitschaft, desto sach-
kundiger die Bevölkerung.
Hans Georg Braunschweiler, Rüschlikon

Risiken in Kosovo

Tatsächlich befinden wir uns in einer
schwierigen Lage mit täglichen Über-
raschungen durch Spannungen, durch
die Entscheidungen der zerstrittenen
lokalen Regierungen. Das bedeutet,
zeitgerecht politische Konsequenzen
zu ziehen, um Überraschungen vorbeu-
gen zu können. Ein Einsatz von Waffen
würde wohl das Ende unserer Einsätze
zur Folge haben. Was den Kosovo-Ein-

satz angeht, dessen Risiken die NZZ
am 4. Oktober beschrieben hat, ist die
Kosten-Nutzen-Frage gründlich zu prü-
fen. Ein Rückzug oder die Reduktion
des Engagements nach mehr als zwan-
zig Jahren erfolgreichen Einsatzes sind
nicht zuletzt auch aus der Sicht auf die
Finanzlage mit den geplanten wichtigen
und beschlossenen Beschaffungen zu
werten. Als ehemaliger Chef der Abtei-
lung für friedenserhaltende Operationen
mit eigenen Langzeiteinsätzen zugunsten
der Uno und der OSZE beurteile ich die
Lage eher so, dass eine Anpassung des
Engagements in Kosovo zugunsten eines
grösseren Einsatzes in der Ukraine prü-
fenswert ist. Ein Teilrückzug der Schwei-
zer Peace-Keeper ist ebenso prüfens-
wert. Das Kommando Swissint verfügt
über das notwendige Know-how und aus-
gezeichnete technische Mittel. Nicht zu
vergessen sind die Einsätze in Bosnien-
Herzegowina sowie in weiteren Uno-
Missionen in vielen Konflikten als Spe-
zialisten (Entminen, Beobachter, Medi-
ziner) weltweit. Es bleibt die Hoffnung,
dass das VBS die geplanten Beschaffun-
gen mit den bewilligten Krediten bewäl-
tigen kann und dabei weiter über die Mit-
tel für die wichtigen Einsätze in friedens-
erhaltenden Missionen verfügt.

Ulrich Kägi, Seon, Oberst a. D.

Zwangsmillionen
für die Kirche

Die Kirchen sind sich nicht zu vornehm,
von juristischen Personen Steuern ein-
zufordern, um gleichzeitig dieselben
Unternehmen bei jeder passenden und
unpassenden Gelegenheit anzugreifen
und politisch gegen sie Stellung zu be-
ziehen («Widerstand gegen Zwangsmi-
lionen für die Kirche», NZZ 4. 10. 21).
Der im Kirchengesetz verankerte
Grundsatz, dass diese Gelder nur für
«nichtkultische Zwecke» verwendet
werden dürfen, interpretieren die Kir-
chen also in der Manier, diese für poli-
tische Propaganda zu verwenden. Die
Kirchensteuer für juristische Personen
ist ein unseliges Konstrukt (eine eigent-
liche staatliche Parteifinanzierung), wel-
ches auch durch Bundesgerichtsurteile
nicht besser wird. Ärmlich das Argu-
ment der Kirchen, dass auch Schulsteu-
ern bezahlt, wer keine Kinder hat, um
diese Steuer zu rechtfertigen. Warum
können denn Privatpersonen ganz aus
der Kirche austreten? Warum müssen
diese nicht die «nichtkultischen» Zwe-
cke der Kirche (wenn es diese über-
haupt gibt) mitfinanzieren? Wer defi-
niert überhaupt die Aufgaben der Kir-
che im «nichtkultischen» Bereich? Es
zeigt sich hier besonders krass, dass das
heutige System mehr als reformbedürf-
tig ist. Völlig unterschlagen hat der
Autor des Beitrags die Tatsache, dass so-
wohl juristische wie auch natürliche Per-
sonen gleich nochmals zur Kasse gebe-
ten werden, indem der Kanton Zürich
den fünf anerkannten Religionsgemein-
schaften zusätzliche jährliche 50 Millio-
nen Franken zahlt. Die Zeit ist reif, dass
die Frage erneut aufs politische Tapet
gebracht wird.

ErnstWinkler, Schwerzenbach

Steueroasen

So manche Reiche und Mächtige zeigen
den Behörden lange Nasen und bringen
ihr Geld in eine Steueroase («Ameri-
kanische Scheinheiligkeit bei Steuer-
oasen», NZZ 7. 10. 21). Steuervermei-
dung und ihre Abwehr sind wohl schon
ziemlich alt, der Geldfluss findet aber
immer wieder einen Spalt. Oft ohne
Rücksicht, auf brutale Weise kassiert,
wird das geheime Geld versteckt, was
nun durch enthüllende Papers aufge-
deckt wird. Der verborgene Reichtum
liegt in den Oasen halb-, ganz oder gar
nicht legal, den «Geldparkern» geht es
nicht um Moral. Das Problem: Sobald
neue Gesetze ersonnen werden, sind
Umgehungsideen schon gesponnen.

Karl Brunner, Klagenfurt/Österreich

Werbung
für Kernenergie

Auffällig ist, wie konstant in der NZZ
für den Wiedereinstieg in die Kernener-
gie geworben wird (NZZ 4. 10. 21). Es
bleibt zu vermuten, dass zukünftig in
den Sommermonaten eher Überfluss,
im Winter Mangel an Strom herrscht.
Dieser «Überfluss» von Strom aus er-
neuerbaren Quellen führt im Som-
mer zu Marktpreisen, auf deren Basis
sich Atomkraftwerke nicht wirtschaft-
lich betreiben lassen. Als Laie kann
ich mir nicht vorstellen, dass die Kern-
kraftwerke im Sommer jeweils für ein
halbes Jahr heruntergefahren werden.
Gaskraftwerke mögen massiv höhere
CO2-Emissionen verursachen, sind aber
als Übergangstechnologie vermutlich,
auf lange Sicht, die bessere Option. Die
Kosten für das im Bau befindliche finni-
sche Kernkraftwerk Olkiluoto Block 3
(Baustart 2005) wurden anfänglich auf
zirka 3 Milliarden Euro veranschlagt,
die Inbetriebnahme war für 2011 vor-
gesehen. Gegenwärtig geht man von Ge-
samtkosten von etwa 8,5 Milliarden aus,
die Inbetriebnahme ist für 2022 vorge-
sehen. Da scheinen mir die Gaskraft-
werke dann doch das kleinere Übel.

Heinz Baumann, Zürich
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TRIBÜNE

Rassismus: Wo
beginnt das Werben
für eine Ideologie?
Gastkommentar
von DINA WYLER

Ist das Ausführen des Hitlergrusses strafbar? Diese Frage stellte
sich kürzlich, als Anfang September ein Corona-Demonstrant vor
Hunderten Menschen die Hand demonstrativ zum Hitlergruss hob.
Auch wenn die Empörung über diese Geste gross war, die recht-
liche Lage ist komplex. Denn anders als in Deutschland gilt in
der Schweiz kein generelles Verbot rechtsextremer Symbole oder
Gesten.Wörtlich besagt die Rassismusstrafnorm, dass sich strafbar
macht, wer «öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, Gebärden, Tät-
lichkeiten oder in anderer Weise eine Person oder eine Gruppe
von Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie, Religion oder sexuel-
len Orientierung in einer gegen die Menschenwürde verstossen-
den Weise herabsetzt».

Das Tragen eines Hakenkreuzes oder der ausgeführte Hitler-
gruss sind aber nur dann strafbar, wenn damit eine menschenver-
achtende Ideologie wie der Nationalsozialismus aktiv beworben
wird. Richterinnen und Richter haben hier also einen relativ wei-
ten Interpretationsspielraum, wie einige Beispiele aus der Vergan-
genheit zeigen. 2020 sprach die Strafvollzugsbehörde einen Mann
der Rassendiskriminierung schuldig, welcher Fotos eines Haken-
kreuzes ausserhalb seiner Wohnungstüre angebracht hatte. Laut
dem Richter verbreitete der Mann damit rassendiskriminierende
Ideologien, da die Hakenkreuze für alle Anwohner des Hauses
klar sichtbar waren. In einem ähnlichen Fall wurden die Beschul-
digten hingegen freigesprochen, nachdem sie auf einem öffent-
lichen Grillplatz eine Hakenkreuzfahne gehisst hatten. Hier be-
fand die Staatsanwaltschaft, dass dieser Akt zwar ein klares Be-
kenntnis zum Nationalsozialismus sei, jedoch nicht der Verbrei-
tung dieser Ideologie gegolten habe.

Diese Beispiele zeigen: Ob es sich bei einem Vorfall «ledig-
lich» um ein persönliches Bekenntnis handelt oder um die Ver-
breitung einer Ideologie, entscheidet das zuständige Gericht
nach eigenem Ermessen. An den unterschiedlichen Interpreta-
tionsmöglichkeiten stossen sich zunehmend auch Politiker. Un-
längst verlangten gleich zwei parlamentarische Vorstösse, es sei
zu klären, ob bestimmte menschenverachtende Symbole gene-
rell verboten werden sollten. Während sich der Vorstoss der SP-
Nationalrätin Gabriela Suter vor allem auf Symbole des National-
sozialismus bezieht, liegt der Fokus beim wenige Tage zuvor ein-
gereichten Vorstoss der SVP-Nationalrätin Monika Rüegger auf
islamistischen Symbolen.

Ob ein generelles Verbot jeglichen extremistischen Symbols
sinnvoll ist, sei dahingestellt, da der Kontext, in welchem ein sol-
ches Symbol gezeigt wird, immer zu berücksichtigen ist. Wenn je-
doch das Hakenkreuz zur Schau gestellt wird, um die eigene rechts-
extreme Gesinnung zu präsentieren, sollte dies in jedem Fall straf-
bar sein. Denn sobald sich die Trägerin oder der Träger durch ent-
sprechende Symbole öffentlich zu dieser Ideologie bekennt, wirbt
er oder sie damit unweigerlich auch für diese Gesinnung. Gerade
bei Symbolen wie dem Hakenkreuz, die sinnbildlich für eine Ideo-
logie stehen, die nicht mit den Grundprinzipien eines demokra-
tischen Rechtsstaates zu vereinbaren sind, ist eine klare Rechts-
grundlage unabdingbar.

Versuche zur Einführung eines generellen Verbotes men-
schenverachtender Symbole sind im Parlament bisher gescheitert.
Die beiden eingereichten Vorstösse dürften daher einen schwe-
ren Stand haben. Es wäre aber wünschenswert, dass die Politik
die gegenwärtig unbefriedigende Unterscheidung zwischen akti-
vem Werben und passivem Zurschaustellen der eigenen extre-
mistischen Haltung durch entsprechende Symbole unter die Lupe
nimmt. Diese Klärung wäre nicht nur ein Zeichen für den Schutz
von Minderheiten, die sich durch entsprechende Symbole direkt
bedroht sehen, sondern auch ein wichtiges Bekenntnis zum Demo-
kratieverständnis der Schweiz.

Dina Wyler ist Geschäftsführerin der Zürcher Stiftung gegen Rassismus
und Antisemitismus.


